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Anmerkungen zum Ethikunterricht-Urteil des BVerwG vom 17.6.1998

Umfeld, Inhalt, praktische Auswirkungen heute
Von Gerhard Czermak, Augsburg/ Friedberg (Bay) 24.6.2001/ 13.1.2002
Hinweis: Der Artikel erschien in gekürzter Form in Heft 2/ 2001, S. 28 der Zeitschrift W+N des niedersächsischen Fachverbandes Werte und Normen und wurde geringfügig geändert und ergänzt.
I. Desinformation. Nach den seinerzeitigen Zeitungsschlagzeilen soll das BVerwG (das ist die korrekte und im Gegensatz zu „BVG" eindeutige Abkürzung) in der nunmehr auch in seiner amtlichen Sammlung abgedruckten (BVerwGE 107, 75 – 6 C 11/97 = Neue Juristische Wochenschrift 1999, 769-774) Entscheidung geurteilt haben, Ethikunterricht (EU) an Stelle von Religionsunterricht (RU) sei nach dem GG zulässig. Nach dieser Version war es nicht verwunderlich, dass die diesbezügliche Revision eines Schülers aus Ba-Wü gegen ein Urteil des Verwaltungsgerichtshofs Ba-Wü (Mannheim) zurückzuweisen war (Fall Neumann). Das bedeutete aber eine weitgehende Desorientierung des Publikums. Das Gericht vertrat nämlich in den Urteilsgründen die Ansicht, der bisherige EU in Ba-Wü sei wegen eines Verstoßes der einschlägigen Rechtsverordnung gegen das Gleichheitsprinzip verfassungswidrig. Eine derartige Desorientierung der breiten Öffentlichkeit und auch der Lehrerschaft ist aber in Rechtsfragen von religiös-weltanschaulicher Bedeutung die Regel. Auch auf die meist mit solchen Sachen befassten Verwaltungsrichter, die insgesamt keineswegs übertrieben staatsfromm judizieren, haben speziell in weltanschaulichen Fragen erfahrungsgemäß große Probleme mit der gebotenen Sorgfalt und Neutralität. Auch sie mögen nicht viel religiöser sein als andere Leute. (Nach einer für Deutschland repräsentativen Umfrage des Data Concept Instituts im Auftrag von Focus im März 1999 bei 1004 Befragten hatten nur 65 % irgendeine Vorstellung von „Gott", aber nur 12 % meinten damit den persönlich-christlichen Gott, womit sehr detaillierte frühere Untersuchungen bestätigt wurden.) Aber in Sachen Religion sind staatliche Juristen meist nostalgisch und zu wenig informiert. Die Rechtsliteratur wurde und wird bisher noch von kirchlich orientierten Spezialisten beherrscht und auch ansonsten „fortschrittliche" hohe Richter haben bei religionsrechtlichen Fragen meist starke Schlagseite. Diese ist auch beim hier zuständigen 6. Senat des BVerwG deutlich festzustellen, bedauerlicher Weise ohne dass die Öffentlichkeit dies bemerkt hätte. Die gerichtlichen Presseerklärungen neigen in problematischen Fällen zu unangemessenen Glättungen, so dass man auf den vollen Entscheidungswortlaut zurückgreifen muss, und selbst dieser wird auch von Juristen manchmal unterschiedlich interpretiert. Man kann daher nur empfehlen, den vollen Wortlaut der Senatsentscheidungen von BVerwG und BVerfG (seit einiger Zeit) kostenlos vom Internet abzurufen: www.bundesverwaltungsgericht.de und www.bundesverfassungsgericht.de. Das geht heute recht kurzfristig.

II. Zur Erinnerung: die materiell-rechtlichen Aussagen des BVerwG-Urteils von 1998. Nicht eingegangen wird auf die die Revisionskläger um ihren Teilerfolg bringenden prozessrechtlichen Ungereimtheiten:
Baden-Württemberg kann grundsätzlich von Verfassungs wegen einen Unterricht einführen, der der Erziehung der Schüler zu verantwortungs- und wertbewusstem Verhalten dient und den Zugang zu philosophischen und religionskundlichen Fragestellungen eröffnet („Ethikunterricht", vgl. § 100 a II BadWürttSchulG).
Das GG erfordert, dass das Fach weltanschaulich und religiös neutral unterrichtet wird, wobei aber die für das Zusammenleben wesentlichen Grundwerte nicht ausgeschlossen sind. Insoweit ist Ethik ein Fach wie Deutsch oder Geschichte. Mit dem Elternrecht ist es vereinbar, obwohl Moralerziehung in erster Linie das „natürliche Recht der Eltern" ist, Art. 6 II GG.
Neutralität (Zusammenschau aus Art. 4 GG, Art. 140 GG i.V.m. Art. 137 I WRV, 3 III 1 und 33 III GG) bedeutet, dass kein Wahrheits- und Geltungsanspruch bestimmter ethischer oder weltanschaulicher Richtungen behauptet wird, wobei allerdings der auf Pluralismus gründende Staatsgedanke einen ethischen Minimalkonsens voraussetzt. Der ethische Standard des GG ist „die Offenheit gegenüber dem Pluralismus weltanschaulich-religiöser Anschauungen angesichts des Menschenbildes, das von der Würde des Menschen und der freien Entfaltung der Persönlichkeit in Selbstbestimmung und Eigenverantwortung bestimmt ist". Das GG legt aber für den Unterricht die Verbindlichkeit des Erhalts der eigenen Geltungsbedingungen nahe. Aus religiös klingenden landesrechtlichen Erziehungszielen „folgt keine spezifische religiöse Prägung des Faches Ethik". Insoweit wird das ba-wü Landesrecht GG-konform „einschränkend" verstanden.
Es ist möglich (aber nicht notwendig), dass das Fach nicht für alle Schüler verpflichtend eingerichtet wird, sondern nur für diejenigen, die nicht am Religionsunterricht (RU) teilnehmen. 
In letzterem Fall muss das Fach EU als ein dem Fach RU inhaltlich und organisatorisch gleichwertiges Fach ausgestaltet werden (verfassungkonforme Auslegung des § 100 a SchulG). Denn nur so wird die „Freiwilligkeit der Teilnahme am Religionsunterricht nach Art. 7 II GG" „nicht in erheblicher Weise beeinträchtigt".
Im religiös-weltanschaulich neutralen Staat ist die Möglichkeit religiöser Unterweisung im staatlichen Raum „durchaus atypisch" und ein Privileg für Schüler und Religionsgemeinschaften, nicht einfach eine Belastung. Über die Teilnahme entscheiden die Erziehungsberechtigten (Art. 7 II GG) bzw. nach Vollendung des 14. Lj. die Schüler (§ 5 des G. über die religiöse Kindererziehung vom 15.7.1921 i.d.F. des G. vom 12.9.1990, BGBl 1990, 2002 [2023]. 
Die unterschiedliche Wahrnehmung der Teilnahmefreiheit führt zu unterschiedlicher schulischer Belastung, die der Staat bei Wahrung der Gleichheit im Übrigen ausgleichen darf – nicht muss – durch Belastung der anderen Schüler mit einem gleichwertigen Fach. Dieses muss ähnliche Ziele verfolgen und darf kein „Ersatzfach" sein: Komplementär-, nicht Ersatzunterricht. Ansonsten ist dem Gesetzgeber jede Einflussnahme auf die Wahl der Teilnahme am RU untersagt.
Gefordert ist daher curriculare Gleichwertigkeit und eine Gleichbewertung von RU und EU „auch in ihrer tatsächlichen Ausgestaltung". Dem widerspricht die VO des ba-wü Kultusministeriums. 
Der konkrete EU eines Gymnasiums muss dem unverzichtbaren Mindeststandard für einen gymnasialen EU entsprechen. Andernfalls kann ggf. individueller Rechtsschutz in Anspruch genommen werden. Erst eine evidente Verletzung eines Anspruchs auf Herstellung eines verfassungsmäßigen Zustands mit nicht ausgleichsfähigen Folgen (?) kann ggf. zu einer teilweisen Verweigerung des Schulbesuchs berechtigen. 
Das Land muss die gleichwertige Ausgestaltung von Ethikunterricht und Religionsunterricht als jeweils ordentliches Lehrfach „alsbald" herstellen. 
III. Kritikpunkte und positive Merkposten. Auf die insbesondere verwaltungsprozessualen und verfassungsrechtlichen Defizite der Entscheidung ist hier nicht näher einzugehen. Als befremdlich sei nur vermerkt, dass nach BVerwG der klagende Schüler trotz Feststellung der Verfassungswidrigkeit der einschlägigen Rechtsverordnung (Verstoß gegen das Erfordernis der Gleichwertigkeit von EU und RU) den Unterricht - auch rückblickend - angeblich zu Recht besuchen musste. Dabei war das für sich nicht vollzugsfähige SchulG mit seiner Statuierung der Schulpflicht ohne diese VO gar nicht anwendbar. Eine Rechtspflicht zum Besuch einer Veranstaltung ohne Rechtsgrundlage – ein absolutes Novum. So weit kann der favor ecclesiae als Prinzip der Rechtsanwendung gehen. Weitgehend missachtet hat das BVerwG die juristische Kritik (im Hinblick auf die Art. 3 III, 4 I, II, 6 II, 7 II GG) an der Zwangskombination von RU und EU, wie sie jedoch vom Verwaltungsgericht Hannover mit der Richtervorlage an das BVerfG vom 20.8.1997 mustergültig aufgenommen worden war, und damit auch das Gebot inhaltlichen rechtlichen Gehörs (Art. 103 I GG). Regelrecht schäbig hat sich in Sachen EU und W+N das (für die Rechtskultur in Deutschland ansonsten so verdiente) BVerfG verhalten, was ich an anderer Stelle im Einzelnen dargestellt habe (vgl. DÖV 1999, 725/726, 729 f.).
Für die Zukunft und auch für andere Bundesländer bleibt als wichtig festzuhalten:
Der Staat kann EU oder einen diesem vergleichbaren Unterricht (Philosophie, Werte und Normen, m.E. auch LER) als Pflichtunterricht für alle Schüler ohne Befreiungsmöglichkeit aus religiös-weltanschaulichen Gründen einführen.
Die notwendige Neutralität dieses Unterrichts bedeutet z.B., dass auch mit dem Christentum zusammenhängende Fragen und Konzepte nur als Gegenstand der Unterrichtung auf wissenschaftlicher und nicht Glaubensbasis behandelt werden dürfen: Christentum, Religionen und säkulare Weltanschauungen sind für den Unterricht gleichwertig, soweit sie nicht den Basisgrundsätzen des GG widersprechen. Auf eine besondere Bedeutung für den eigenen Kulturkreis ist Rücksicht zu nehmen. 
Der Ausdruck „Ersatzunterricht" ist nach Wort und Inhalt verpönt. RU und EU sind normativ-strukturell gleichwertig. D.h., für die Rechtsstellung der Schüler darf sich aus der Wahl der einen oder anderen Unterrichtsalternative kein noch so geringer Nachteil ergeben (etwa bei der Wahl von Grund- oder Leistungskurs usw.).
Irgendwelche – in der Praxis aber nicht seltenen - Empfehlungen der Schule zu Gunsten oder zu Lasten von RU oder EU sind rechtswidrig.
Inhaltlich christlich tendierender oder gar missionierender EU ist unzulässig und kann rechtlich bekämpft werden (notfalls Klage auf Feststellung der Rechtswidrigkeit; Antrag auf Befreiung bzw. Feststellung, den rechtwidrigen Unterricht nicht besuchen zu müssen; ggf. vorläufiger Rechtsschutz; Aufsichts- und Dienstaufsichtsbeschwerde; Einschaltung der Presse durch Eltern)
EU muss auf Landesebene eine Qualität aufweisen, die dem Mindeststandard der entsprechenden Schulart und Schulstufe entspricht und dem RU gleichwertig ist. Das bedeutet, dass auch die Lehreraus- und Fortbildung strukturell dasselbe Niveau wie das des RU aufweisen muss. Die Gleichstellung muss laut BVerwG „alsbald" nach dem 17.6.1998 erfolgen. 
Aus dem Prinzip der Gleichwertigkeit und Wahlfreiheit zwischen RU und EU ergibt sich auch, dass Schüler, für die kein schulischer RU angeboten wird, die aber freiwilligen RU ihrer Religionsgemeinschaft besuchen, nicht vom EU befreit werden dürfen. 
Die Gesamtschau dieser Folgerungen und der Vergleich mit der Schulwirklichkeit ergeben, dass letztere zumindest in manchen Bundesländern in erheblichem Umfang rechtswidrig ist. Eltern und Lehrerverbände hätten daraus Konsequenzen zu ziehen.
IV. Zu den praktischen Auswirkungen des Urteils des BVerwG Solche Wirkungen scheinen bisher relativ gering zu sein. Dass das BVerwG die Herstellung der Gleichwertigkeit von RU und EU nur ab Beendigung des Zeitraums „alsbald" fordert, um die grundrechtlich erforderliche Freiwilligkeit der Entscheidung gem. Art. 7 II GG zu gewährleisten, ist fast eine Aufforderung an die Kultusministerien, ruhig zögerlich zu verfahren. Denn was heißt „alsbald" bei einer so schwierigen Aufgabe wie der Einführung eines qualitativ ausreichenden Ausbildungsganges in einem stark ideologiegefährdeten Fach, wenn auch noch die Frage der Finanzierbarkeit zu lösen ist ? Hier zeigt sich deutlich die Unehrlichkeit der Entscheidung. Denn solange die Freiwilligkeit (selbst in der kupierten Form des BVerwG) nicht gegeben ist, dürfte kein Schüler gezwungen sein, EU zu besuchen. Einen Rechtssatz, dass die Geltung von Grundrechten vom Willen eines Landes zur Einhaltung gerichtlicher Forderungen abhängt, hat es bisher noch nicht gegeben.
Einen Überblick über die tatsächliche Entwicklung solcher schulrechtlicher Fragen zu geben, ist bei 16 Bundesländern, die zudem ständig ihre Normen ändern, eine schwer zu lösende Aufgabe, die eine zentral organisierte Beobachtung erfordern würde. Es können daher zur Entwicklung seit Juni 1998 nur wenige Hinweise gegeben werden. 
Unmittelbar betroffen durch das rechtskräftige Urteil des BVerwG war Baden-Württemberg. Zwar hat man unmittelbar nach dem Urteil des BVerwG Ethik als gleichberechtigten Leistungskurs an Gymnasien (nur dort und in berufsbildenden Schulen gibt es EU) eingerichtet und die formalen Benachteiligungen wurden beseitigt. Aktuellen Informationen zufolge leidet der EU in Ba-Wü aber nach wie vor an erheblichen Defiziten. Zwar ist die Weiterbildung auf mehrtägige Kurse erweitert worden, eine regelrechte Fortbildung ist das aber nicht. Studienseminare müssen um Genehmigungen und Geld kämpfen. Studiengänge in Heidelberg und Tübingen werden eingerichtet und philosophisch ausgerichtet, aber nur ein Seminar ist für praktische Ethik vorgesehen. Tatsächlich ist EU noch kein dem RU gleichwertiges Fach, für das aber jetzt wenigstens das Werbeverbot gefallen sei. Die Entwicklung ist zwar im Fluss, insgesamt scheint der EU in Ba-Wü aber nach wie vor bei der Schulverwaltung vor allem aus finanziellen Gründen nicht hoch im Kurs zu stehen. Eine allgemeine Einführung an allen Schularten für alle Schüler ist in weiter Ferne. Selbst die verdienstvolle Zeitschrift E & U hat die Entwicklung nicht dokumentiert. 
Auch in Bayern, wo der EU an Gymnasien und auch Volksschulen – sogar in der Grundschule - schon gut ausgebaut ist, hat sich noch nicht viel getan. Ein Studiengang für Ethiklehrer ist entgegen der Forderung des BVerwG im Gegensatz zu Ba-Wü immer noch nicht eingerichtet, eine Studienordnung wird aber nach dem aktuellen Stand der Planung des Kultusministeriums (Stand Januar 2002) im Sommer 2002 verabschiedet werden Bisher wird der EU immer wieder entgegen ministerieller Weisung auch von Religionslehrern erteilt und versteckte bis offene religiöse Werbung ist im EU generell nicht selten. Immer noch kommt es vor, dass Schulen vor dem EU ausdrücklich warnen, weil er nur nachmittags stattfinden könne. Säkulare Denkrichtungen, vor allem das gesamte Gedankengut der Aufklärung, werden im EU (im Gegensatz zu den verschiedensten religiösen Strömungen) im Volkschulbereich vollständig ausgeblendet, wie anhand der bestens ausgefeilten Lehrpläne – die auch über Internet zugänglich sind – ohne weiteres nachzuweisen ist. Alle Beispiele und Personen sind nur auf den – sehr wohl pluralistisch gesehenen - religiösen Bereich bezogen. Für die Gymnasiallehrpläne gilt das zwar so nicht, wenngleich sie zumindest nicht ausreichend ausgewogen erscheinen. Herbert Huber, langjähriger Referent für Ethik am Staatsinstitut für Schulpädagogik, München, propagiert ganz offen und uneingeschränkt, die Menschenwürde sei im Namen des Christentums entdeckt worden. „Ein transzendent...begründeter Sinn ist sowohl die Existenzvoraussetzung als auch die Erfüllungsbedingung der Humanität", dekretierte 1997 der Vertraute des damaligen Kultusministers Zehetmair (in: St. Rehm, Hrsg., Staat und Weltanschauung, 1997, 23/45). Da Ethik ihm zufolge nur bei einem religiösen Weltverständnis möglich ist, wird auch verständlich, warum an der Konzeption des EU die Kirchen mitwirken müssen, keineswegs aber humanistische Verbände. Vielmehr sollen die Lehrer in den EU „konfessionsverbindende christliche Substanz einbringen" und sollen die Lehrer die christliche Überlieferung in allen Fächern „offensiv" betreiben. Aber das Thema „Schule und Religion" in Bayern ist kein Kapitel für sich, sondern ein dickes Buch. 
V. Rechtlich – politische Möglichkeiten
Über die tatsächlichen Probleme des Ethikunterrichts oder der vergleichbaren Fächer wie „Werte und Normen" in Niedersachsen usw. braucht hier von einem Außenstehenden nichts gesagt zu werden. Um die gebotene Gleichstellung mit dem RU zu erreichen, wäre es wohl wichtig, die aktuellen religionssoziologischen Daten zu berücksichtigen. Die Zeit ist allmählich gekommen, in der das Drittel der keiner religiösen Konfession angehörenden Bürger (bei einer zusätzlich großen Fraktion religiöser Karteileichen) auch aus wahltaktischen Gründen vielleicht nicht mehr im bisher üblichen Maß ignoriert werden sollte. Ein wichtiges Ziel wäre es wohl, Differenzen zwischen „Ethikern" und „Philosophen" zu minimieren, auf breiter Ebene im ganzen Bundesgebiet einen lebenskundlichen, (praktisch)-philosophischen bzw. religionskundlichen Unterricht (mit welcher Schwerpunktsetzung auch immer) für ausnahmslos alle Schüler auf wissenschaftlicher und religiös-weltanschaulich „neutraler" Basis durchzuführen – mit gut und speziell ausgebildeten Lehrern natürlich. Das würde die Integration aller Schüler, insbesondere von Minderheiten, wesentlich mehr fördern als die bisherige Spaltung der Schüler in verschiedene Kategorien. Es ist auch absolut unehrlich, solche Unterrichtsarten finanziell zu würgen, gleichzeitig aber vom Werteverfall und von Neutralität zu reden. 
Rechtlich können Lehrer mangels Verletzung persönlicher Rechte in Bezug auf den RU nichts erzwingen. Eltern bzw. Schüler könnten aber, gestützt auf das o.g. Urteil des BVerwG, den Rechtsweg konsequent beschreiten (vgl. oben II.9), mit allen publizistischen Begleitmöglichkeiten. Hingewiesen sei auch darauf, dass BVerwG und BVerfG seit langem jede einseitige politische oder religiös-weltanschauliche Beeinflussung insbesondere in Schulen untersagen. Daher ist es auch unehrlich, wenn in einem Teil der Bundesrepublik religiöse Hauptsymbole (Kreuze) in Schulen massiv behauptet werden (noch problematischer: in Ratshäusern und Gerichten) und auch gegen den z.T. noch verbliebenen christlichen Ordenshabit in öffentlichen Schulen keine Bedenken bestehen, während man Bhagwan-Kleidung und islamische Kopftücher (letzteres ein mehrschichtiges Problem) als Verstoß gegen die Neutralitätspflicht anprangert. 
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Betreff: LER-Vergleichsvorschlag des BVerfG 
Stellungnahme zum Vergleichsvorschlag des BVerfG vom 11.12.2001 in Sachen LER :

Mittlerweile habe ich den Vorschlag anhand des Gesetzestextes, GVBl Brandenburg 1996 I 102 ff. geprüft mit dem Ergebnis, dass der Vorschlag weitgehend der bisherigen Gesetzeslage entspricht, also auch dessen Mängel teilt. 
Die ohnehin seltsame Auffassung aller Beschwerdeführer (Normenkontrollantrag von 279 BT-Abg.; Verfassungsbeschwerden dreier kath. Bistümer, der Ev. Kirche in Berlin-Brandenburg und zahlreicher Einzelpersonen), die inhaltlichen Festlegungen von LER gemäß § 11 des BbgSchulG seien GG-widrig, ist erwartungsgemäß zusammengebrochen. Wie schon nach dem Gesetz können die Religionsgemeinschaften einen in ihrer Verantwortung stehenden - also außerschulischen - Religionsunterricht in den Räumen der Schule und wohl im Wesentlichen auf staatliche Kosten durchführen, wozu Präzisierungen vorgeschlagen werden. Die windelweiche Formulierung des § 141 SchulG betr. eine Befreiungsmöglichkeit (Kann-Bestimmung) aus wichtigem Grund soll nach BVerfG von ihrer Unehrlichkeit bzw. Unklarheit durch eine klarere Gesetzesfassung ersetzt werden, wonach ein Befreiungsanspruch besteht. 
Der - außerstaatliche - RU wird formal in verschiedener Hinsicht in den Schulbetrieb integriert. Das ist eine denkbar merkwürdige Sache, wie im Folgenden ausgeführt wird.
Wegen der besonderen Bedeutung des Religionsunterrichts für größere Teile der Bevölkerung von Brandenburg ist allerdings grundsätzlich nichts dagegen einzuwenden, dass dieser kirchlich veranstaltete Unterricht in den Räumen der Schulen stattfindet. Zu der Frage, ob eine solche rein innerkirchliche Unterrichtung außerhalb des Art. 7 III GG auch weitgehend staatlich finanziert werden soll oder darf, obwohl es sich um eine Förderung eines unmittelbar religiösen Zwecks durch den zu weltanschaulicher Neutralität verpflichteten Staat handeln würde, sei hier nicht Stellung genommen. Es sei aber darauf hingewiesen, dass unter der Geltung des GG auch das Land Brandenburg keinen religiösen, sondern ausschließlich säkularen Staatszweck hat, so dass das GG im Hinblick auf Art. 7 III prinzipienwidrig und widersprüchlich ist. Vorauszusetzen ist jedenfalls, dass ein entsprechender Unterricht unter gleichen Bedingungen auch von anderen religiösen oder weltanschaulichen Vereinigungen wie z.B. dem HVD angeboten werden kann.1) Es ist aber ein rechtliches Novum, dass außerschulische Einrichtungen im Rahmen des regulären staatlich organisierten Schulbetriebs stattfinden sollen.
2) Ein rechtlich befremdliches Novum ist auch, dass kirchlich berufene außerschulische Lehrkräfte einen Anspruch auf Teilnahme an schulischen Dienstveranstaltungen haben sollen, wobei sie nicht einmal an dienstrechtliche Vorschriften gebunden wären. Sollte eine amtliche Einholung von Auskünften - etwa bei Fragen einer Verweisung von der Schule - zweckmäßig erscheinen, steht es der Schulverwaltung frei, solche Auskünfte auch von außerschulischen Religionslehrern einzuholen.
3) Eine etwaige Rechtspflicht auf Aufnahme einer außerschulischen Religionsnote in das staatliche Schulzeugnis ist unverständlich. Genausogut könnten die Ergebnisse von Kursen einer Gewerkschaft oder eines Jugendverbandes Eingang in das Schulzeugnis finden - eine absurde Vorstellung. Auch die denkbar großzügige Anrechnung von bis zu 8 Pflichtstundenzahlen für eine nichtstaatliche Veranstaltung und mit erheblichen Kosten für den Staat ist fragwürdig.
4) Am problematischsten ist die Umwandlung der bisherigen Kannbestimmung des § 141 BbgSchulG auf Befreiung von LER bei Nachweis des Besuchs eines außerschulischen RU. 
a) Die in der Fachliteratur mehrfach vorgetragenen und vom VG Hannover NVwZ 1998, 316 eingehend bestätigten verfassungsrechtlichen Bedenken gegen jedwede Koppelung von einem solchen Unterricht (sei es Ethikunterricht, sei es LER) mit RU aus Gründen der Religionsfreiheit (Art. 4 I, 7 II GG) und wegen des Besonderen Gleichheitssatzes (Art. 3 III) sind weder in der Literatur noch in der Rechtsprechung des BVerwG und BVerfG widerlegt worden. Man hat - z.T. mit schäbigen Mitteln - bereits die Auseinandersetzung mit diesen heiklen Fragen vermieden bzw. weggedrückt, vgl. G. Czermak DÖV 1999, 725/ 726, 729 f. (s.Anl.)
b) LER und RU sind qualitativ unterschiedliche Fächer, die sich gegenseitig nicht ersetzen können. Das eine ist ein nach dem Gesetz religiös-weltanschaulich neutraler Unterricht auf rein wissenschaftlicher Basis, während RU - neben der selbstverständlichen Vermittlung von Kenntnissen - eine eindeutig ideologische Basis hat. Auch thematisch bestehen, trotz zahlreicher inhaltlicher Überschneidungen, deutliche Unterschiede. 
c) Seit wann darf, und sei es indirekt, ein nichtstaatlicher Veranstalter darüber entscheiden, ob ein Schüler ein staatliches Schulfach besuchen muss? Das verstieße klar gegen die fundamentale Statuierung der staatlichen Schulhoheit in Art. 7 I GG.
d) Ungeachtet dieser Monstrosität wirft der Vergleichsvorschlag noch weitere Fragen auf:
- Es bliebe unklar, ob nicht verschiedene Jahrgangsstufen zusammengelegt werden könnten, um die Mindestschülerzahl zu erreichen, und ob das hingenommen werden könnte.
- Es wäre in keiner Weise gesichert, dass der Unterricht eine dem staatlichen LER-Unterricht entsprechende Qualität aufweist und dass die Leistungen der Schüler entsprechend, d.h. nach den schulischen Maßstäben, überprüft werden. Auch deshalb kommt weder eine Befreiung von LER, noch eine Aufnahme etwaiger RU-Noten in das Schulzeugnis in Betracht.
Das Land kann somit ohne weiteres die ursprüngliche Konzeption eines integrativen und alle Schüler ausnahmslos umfassenden LER verwirklichen. Das ist völlig unabhängig von der Frage eines (bei Annahme Art. 141 GG) zusätzlich von den Kirchen verantworteten nichtstaatlichen RU oder (bei Annahme von Art. 7 III GG) eines ebenfalls staatlichen RU. Rein praktisch gesehen ist diese Frage wohl auch ziemlich sekundär, wenn man die schulorganisatorischen Probleme zweier formal gleichwertiger Fächer einmal außer Acht lässt. Dass LER oder Ethikunterricht unabhängig vom RU als Pflichtfach ohne Befreiungsmöglichkeit vom Gesetzgeber vorgeschrieben werden könnte, hat sogar das - ebenfall ersichtlich um eine kirchenfreundliche Rechtsanwendung bemühte - BVerwG in seinem Ethikunterricht-Urteil vom 17.6.1998 ausdrücklich erklärt.
Es spricht nach obigen Überlegungen alles dafür, sich auf den Vorschlag des BVerfG nicht einzulassen; er ist ersichtlich getragen von dem Bemühen, den Kirchen ungeachtet der Provokation rechtlicher Fragwürdigkeiten zu retten, was zu retten ist. Zu überlegen wäre stattdessen noch eher die Möglichkeit, angesichts der Umstrittenheit der Frage Art. 7 III oder 141 GG zugunsten Art. 7 III nachzugeben, wenn die Streichung der Befreiungsmöglichkeit bei LER auf derselben rechtlichen Ebene (d.h. Ebene des formalen Landesgesetzes oder der Verfassung) sichergestellt wäre. Angesichts der geringen praktischen Bedeutung der Frage für Brandenburg (geringe Zahl der RU-Schüler) und dem schon bisher vom Land gezeigten Verständnis für die Interessen christlicher Eltern, Schüler und Kirchen ist der schlimme Streit aus der Außensicht auch bei Berücksichtigung der gegenseitigen Interessenlage nur schwer verständlich. 
Das eigentlich Bedeutsame an LER ist die Schaffung eines wirklich alle Schüler integrierenden Faches, unabhängig von ihrer Weltanschauung bzw. Religion. Es geht u.a. auch um die Ermöglichung und Befestigung eines (gar nicht so geringen!) Minimalkonsenses an Grundwerten als gemeinsame Basis aller Bürger der Bundesrepublik, was sonst immer beschworen, zugunsten kirchlicher Partikularinteressen jetzt aber ausgehöhlt werden soll. Es ist nicht Aufgabe eines zu religiös-weltanschaulicher Neutralität verpflichteten Landes, über alle Großzügigkeit hinaus einseitige Interessenpolitik zu betreiben.
Einer streitigen Entscheidung könnte das Land mit denkbar großer Gelassenheit entgegensehen und gleichzeitig LER weiter ausbauen. 
Gerhard Czermak, 14.12.2001/29.12.2001
